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SchweizMittwoch, 9. Juni 2021

Nationalratunterstützt
Milliardenpaket fürArmee
Verteidigung Der Bundesrat
möchte dieses Jahr 2,3 Milliar-
denFranken indieArmee inves-
tieren. Die Armeebotschaft war
gestern im Nationalrat weitge-
hend unbestritten. Widerstand
regte sich gegen das Rüstungs-
programm, in das mit 854 Mil-
lionenFrankenammeistenGeld
fliesst. Davon schlagen allein

360 Millionen für die neuen
Radschützenpanzer Piranha IV
zu Buche. Aus Sicht der Grünen
stehen die Ausgaben für Panzer
mit Blick auf die Pandemie «in
keinem Verhältnis» zur Bedro-
hungslage. Sie wollten deshalb
gar nicht erst auf das Rüstungs-
programm eintreten. Doch ihr
Antrag blieb chancenlos. (rwa)

DiplomatenpfeifenaufRechnungen:
SVP-Nationalrätin interveniert
Wie der Bundesrat dafür sorgenwill, dass diplomatisches Personal für Schulden aufkommt.

Konsumieren und dafür nicht
bezahlen – wer einen Diploma-
tenstatus hat, kann sich das er-
lauben. Und zwar quasi ohne
Konsequenzen. Private Unter-
nehmen sind machtlos, wenn
eineBotschafterinodereinKon-
sul eine Rechnung bei Privaten
nicht bezahlt. Wegen ihrer
diplomatischen Immunität kann
siedie Schweiznicht dazu zwin-
gen. Das sogenannte Wiener
Übereinkommenschützt sie vor
demZugriff der Behörden.

InwelchemAusmassdiePri-
vatwirtschaftmit solchenZech-
prellern kämpft, zeigenZahlen,
die CHMedia jüngst publik
machte: Die gesamten offenen
«Diplomatenschulden» belau-
fen sichaktuell auf rund 1,4Mil-
lionen Franken. Die einzelnen
Rechnungsbeträge reichennach
Angaben des Eidgenössischen
Aussendepartements (EDA)von

einigenhundert bis zuHundert-
tausenden Franken.

«LegalisierteZechprellerei»
nennt die «Weltwoche» dies in
ihrer aktuellen Ausgabe, spöt-
telnd spricht sie von «Kohä-
sionszahlungen der andern
Art». Auf Konsequenzen dringt

dieAargauer SVP-Nationalrätin
StefanieHeimgartner. In einem
Vorstoss für die Fragestunde
wollte sie vom Bundesrat wis-
sen: «Gibt es ein Recht für
Diplomaten und ein Recht für
alle anderen, welche ihre Rech-
nungen nicht bezahlen?»

Interventionenbeiden
ausländischenMinisterien
So leicht lässt man die Gesand-
ten nicht davonkommen, lässt
sich die Antwort der Landesre-
gierungzusammenfassen:Trotz
ImmunitätundVorrechtenseien
die Diplomaten dazu verpflich-
tet, die lokalen Gesetze zu be-
achten. InseinerStellungnahme
zu Heimgartners Vorstoss gibt
sich der Bundesrat entschlosse-
ner denn je, das Recht durchzu-
setzen. Man sorge dafür, «dass
dieserGrundsatz landesweitund
von allen beachtetwird».

Was aber, wenn eine betroffene
ausländische Vertretung den
Aufforderungen des Bundes
nichtnachkommtundRechnun-
gen einfach ignoriert? Dann su-
che man das Gespräch mit der
Vertretung, erklärte das EDA
gegenüber dieser Zeitung noch
zurückhaltend. Nun heisst es
darüber hinaus, gegebenenfalls
interveniere man auch beim
Aussenministeriumdes zustän-
digen Staates.

Wer weshalb welche Rech-
nung nicht bezahlt, bleibt ge-
heim. Eine Statistik führt der
Bund keine, und über konkrete
Fälle schweigt sichdasEDAdis-
kret aus.Bekannt sindetwaFäl-
le von Handwerkern, die von
BotschaftenmitReparaturarbei-
tenbetrautwurdenundbisheu-
te auf ihre Bezahlungwarten.

Sven Altermatt

Eswerde
Licht
Wie viel Geld steckt in einer politischenKampagne – undwer
finanziert unsere Politiker? Nach jahrelangenDebattenmöchte
sich das Parlament heute auf ein neuesGesetz einigen.

Nina Fargahi

Es war ein langer Weg bis nach
Bundesbern. Parteien und Ab-
stimmungskomitees sollen
transparent machen, von wem
sie Geld erhalten. Das verlangt
die Transparenz-Initiative. Das
Parlament will sich heute auf
einen Gegenvorschlag einigen
und somit verhindern, dass die
VorlageandieUrnekommt.Das
neue Gesetz sieht vor, dass
Spenden über 15000 Franken
offengelegt werdenmüssen.

Mehrere Kantone, darunter
zum Beispiel das konservative
Schwyz, SchaffhausenundFrei-
burg, haben bereits Transpa-
renzregeln eingeführt. In der
Stadt Bern wurde das Anliegen
mit satten88Prozentangenom-
men. InweiterenKantonensind
entsprechendeVorstössehängig.
DasAnliegengeniesst inderBe-
völkerungvielZuspruch.Sosag-
te sogar Justizministerin Karin
Keller-Sutter imFrühling imPar-
lament, dass ein Mentalitäts-
wandel stattgefundenhabe.

MehrTransparenzbirgt
auchGefahren
AuchMarcBühlmann,Direktor
von Année Politique Suisse an
derUniversitätBern, spricht von
einem Wandel in der Gesell-
schaft. «Heute kann praktisch
niemand mehr hinstehen und
sagen, er oder sie sei nicht für
Transparenz. Auch dass der
Gegenvorschlagweiter gehe als
die Initiative selbst, sei ein Zei-
chen für diesen Wandel. «Das
gibt es sonst fast nie», so Bühl-
mann. Bei aller Sympathie für
mehr Transparenz in der Politik

führt er auch Bedenken an.Wie
wird die Offenlegung der Geld-
flüsse die Debatte in einem Ab-
stimmungskampfbeeinflussen?
«WennmanzumBeispiel gegen
die Pestizid-Initiative ist, weil
mandenBauerndasLebennicht
noch schwerermachenmöchte,
unddannerfährt,dassSyngenta
auch gegen die Pestizid-Initiati-
ve ist und Gelder spendet, was
macht das mit einem? Was
machtdasmitderDebatte?»Für
Medien sei das spannend, und
der Trend zur Personalisierung
werde – etwa mit der Offen-
legungspflicht von Spenden –
fortgesetzt. Aber die themati-
sche argumentative Debatte
könnte darunter leiden, so
Bühlmann.

Offenlegungnimmteiner
SachedieBrisanz
FDP-Nationalrat Andri Silber-
schmidt sagt einen gegenteili-
gen Effekt voraus. «Meine Er-
fahrung ist, dass eine Sache an
Brisanz verliert, wenn sie trans-
parent gemacht wird.» Für ihn
sei eine Offenlegung der Par-
teienfinanzierung eine Selbst-
verständlichkeit. «Wenn die
Spender und Zahlen bekannt
sind, kann man sich besser auf
die Vorlage selbst konzentrie-
ren.» Silberschmidt hatte im
Gegenvorschlag die Änderung
beantragt, wonach Einzelspen-
denabeinemBetragvon15000
Franken öffentlich gemacht
werden müssen; die Initianten
wolltendie Schwellebei 10000
Franken festsetzen, der Stände-
rat ursprünglich bei 25000
Franken. Der Nationalrat hatte
in einem ersten Anlauf die Vor-

lage bachab geschickt. Erst mit
Silberschmidts neuem Schwel-
lenwert stimmte die grosse
Kammer in der Frühlingsses-
sion dem Gesetz zu – und zwar
überraschend deutlich mit 113
zu 78 Stimmen.

Ebenfalls im Gegenvor-
schlag verankert sind Stichpro-
benkontrollen. Solche inhaltli-
chen Kontrollen seien wichtig,
wenndieRegelung inderPraxis
funktionieren soll, sagt Martin
Hilti,Geschäftsführer derAnti-
korruptionsorganisationTrans-
parency Schweiz, die zum Trä-
gerverein der Transparenz-Ini-
tiative gehört. Jede Umgehung
kanndamitnicht geahndetwer-
den.Das sei aber auchnichtdas
Ziel, sagt er.Esgehedarum,ver-
hältnismässige Kontrollen ein-
zuführen.Dies sprecheübrigens
auch nicht gegen die Regelung
selbst. «Wir verzichten schliess-
lichauchnicht aufdieVerkehrs-
regeln, nur weil sich nicht alle
ans Tempolimit halten.» Geld
habeeinenEinfluss aufdiePoli-
tik, auch wenn man in der
Schweiz nicht allein damit eine
Wahl oder Abstimmung gewin-
nenkönne.«ImÜbrigengeht es
nichtdarum,Spendenzuverbie-
ten, sondern alleine darum,
Transparenz herzustellen, da-
mitWählendeundAbstimmen-
deüberallfälligemit einerSpen-
de verbundeneAbhängigkeiten
Bescheid wissen», so Hilti. Die
Schweizgehöre im internationa-
lenVergleichzudenSchlusslich-
tern, was schlecht zum Selbst-
verständnis der Schweiz passe,
eineMusterdemokratie zu sein.

Ähnlich sieht es auchNatio-
nalrätin Irène Kälin (Grüne/

AG):Gerade in der Schweiz, wo
viele Wahlen und Abstimmun-
gen stattfänden, würde mehr
Transparenz das Vertrauen in
die Institutionen fördern. «In-
demdieBücheroffengelegtwer-
den, zeigen Politiker, Parteien,
Verbände und Organisationen,
dass sie die Bürgerinnen und
Bürger ernst nehmen.»

Zankapfel an der Einigungs-
konferenz ist einzignochdieOf-

fenlegung der Wahlkampfbud-
gets der Ständeräte selbst. Die-
sen Punkt hatte der Nationalrat
im Gegenvorschlag eingebaut,
damit die Regelung einheitlich
für alle Parlamentsmitglieder
gilt. Denn der Wahlkampf ins
Stöckli gehört zu den teuersten
Wahlkämpfen der Schweiz. Die
kleineKammerwiederumhatte
sich mit 25 zu 19 Stimmen da-
gegen ausgesprochen, weil sie

Ständeratswahlen als Sache der
Kantone betrachtete, in die sich
der Bund nicht einzumischen
habe. Doch ansonsten sind die
Differenzen ausgeräumt. Der
Gegenvorschlag zur Initiative
«Für mehr Transparenz in der
Politikfinanzierung» ist somit
nach langem Hin und Her auf
der Zielgeraden. Die Initiative
selbst dürfte dann zurückgezo-
genwerden.
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Hinterfragt Schuldenregelung:
Stefanie Heimgartner (SVP/AG).
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Die Schweizer Politikfinanzierung war bis jetzt eine Dunkelkammer. Das soll sich ändern. Bild: Keystone
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«Jetzt abstimmen
und Klima schützen!»
Gabriela Suter
Nationalrätin, Präsidentin SP Aargau


